
Bauleitplanung des Zweckverbandes Interkommunales Gewerbegebiet Angelburg / Steffenberg 
 
Ortsteil Angelburg-Gönnern und Steffenberg-Niedereisenhausen  
 
Bebauungsplan „Interkommunales Gewerbegebiet“ – 1. Bauabschnitt – 1.Änderung 
 
sowie Änderung des Flächennutzungsplanes in diesem Bereich  

 

 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB  

 

(1) Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Interkommunales Gewerbegebiet Angelburg /                                                                                                                                                                                                                                                                                                                             

Steffenberg beschließt gemäß § 2 Abs.1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes „Interkommu-

nales Gewerbegebiet“ – 1. Bauabschnitt – 1.Änderung in den Ortsteilen Angelburg-Gönnern und Stef-

fenberg-Niedereisenhausen sowie Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinden Angelburg 

und Steffenberg in diesem Bereich.  

 

(2) Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist der nachfolgenden 

Übersichtskarte zu entnehmen. Betroffen sind die Flurstücke 155/1, 156-160, 162-166 in der Flur 2 

(Gemarkung Gönnern) sowie die Flurstücke 160/6, 281/10, 375tlw., 376-378 in der Flur 16 Gemarkung 

Niedereisenhausen.  

 

(3) Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs.1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 

 

(4) Ziel der Planung ist die Umwandlung der bisherigen Ausweisung eines Industriegebietes gemäß § 

9 BauNVO in ein Gewerbegebiet i.S.d. § 8 BauNVO und Flächen für den Gemeinbedarf i.S.d. § 9 Abs. 

1 Nr. 5 BauGB. Neben den gewerblichen Nutzungen sollen auch Gebäude und Einrichtungen für kirch-

liche, medizinische, therapeutische und pflegerische Zwecke ermöglicht werden, die bisher nicht oder 

nur ausnahmsweise zulässig waren. Das Gebiet ist bereits im Flächennutzungsplan als gewerbliche 

Baufläche dargestellt und in Teilbereichen angepasst. Die textlichen Festsetzungen werden auf die ak-

tuellen gesetzlichen Grundlagen und auf das Planziel ausgerichtet. 

 

(5) Die Aufstellung des Bebauungsplanes und der FNP-Änderung im zweistufigen Regelverfahren er-

fordern eine Umweltprüfung i.S. des § 2 Abs.4 BauGB, in der die voraussichtlichen erheblichen Um-

welteinwirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Der Umwelt-

bericht ist gemäß § 2a BauGB in die Begründung zu integrieren. 

 

(6) Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.1 BauGB wird durch Auslegung der 

Planung in den Verwaltungen durchgeführt. Gleichzeitig wird die Beteiligung der Behörden und sonsti-

ger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.1 BauGB durchgeführt. 
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Ausschnitt genordet, ohne Maßstab 

Steffenberg, 09.03.2022 

 

Zweckverband IKG 

Der Verbandsvorstand 

gez. Wege 

Verbandsvorsteher 

 
 
 
 


